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Einführung: 
 
Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Problematik der Grundrechtskollisionen. Zweck 
dieses Beitrags ist es zu zeigen, dass diese Kollisionen nicht selten stattfinden, 
sondern immer öfter in alltäglichen Situationen zu treffen sind. 
 
Im ersten Teil der Arbeit, als Einführung in das Thema, werden die verschiedenen 
Grundrechtsarten und Grundrechtsfunktionen dargestellt, sowie die Bereiche in denen 
Grundrechtskollisionen stattfinden können. 
 
Im zweiten Teil der Arbeit beschäftige ich mich mit der Grundrechtskollision im 
Verhältnis "Bürger zu Bürger". Es wird die Lehre von der mittelbaren Drittwirkung 
der Grundrechte erwähnt, und die Kollisionen werden anhand von Beispielen, auch 
aus der Rechtsprechung, verdeutlicht. 
 
Im dritten Teil der Arbeit wird die Grundrechtskollision im Verhältnis " Bürger – 
Staat – Bürger" analysiert. Es werden Fälle aus dem öffentlichen Nachbarrecht, dem 
Subventionsrecht und dem Beamtenrecht, Bereiche in denen solche Kollision öfters 
stattfinden, angesprochen. 
 
Im vierten und letzten Teil der Arbeit wird der Grundsatz der praktischen 
Konkordanz, als Lösung für die Fälle von Grundrechtskollisionen analysiert und es 
wird das Gesamtergebnis, in Form einer kurzen Zusammenfassung, dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
TEIL I: 
 
Die Grundrechte des Grundgesetzes können nach ihrer Zielrichtung in verschiedenen 
Gruppen eingeteilt werden. Ausschlaggebend ist dabei, der sich aus Wortlaut und 
Systematik ergebene Hauptzweck der jeweiligen Vorschrift. 
 
1) Grundrechtsarten: 
Nach ihrem Hauptzweck lassen sich Freiheitsgrundrechte, Gleichheitsrechte und 
Teilhaberechte unterscheiden.  
 
Die Freiheitsgrundrechte wollen dem Grundrechtsinhaber einen Freiraum gegen 
staatliche Einwirkungen sichern. Die Gleichheitsgrundrechte haben dann eine 
Bedeutung, wenn der Staat in vergleichbaren Konstellationen anders gehandelt hat. 
Die Teilhaberechte geben dem Bürger einen Einfluß auf staatliches Handeln. 
 
 
2) Grundrechtsfunktionen: 
 
i) Grundrechte als subjektive Abwehrrechte 
Die Mehrheit der Grundrechte stellen sich auf den ersten Blick als subjektive 
Abwehrrechte dar, d.h sie sollen dem Einzelnen eine Freiheit im Sinne von "Freiheit 
vor dem Staat" garantieren. Sie wehren also staatliche Übergriffe in die 
gesellschaftliche Sphäre ab. 
 
ii) Nicht-diskriminierungsfunktion 
Die Gleichheitsgrundrechte gewähren Schutz vor Diskriminierung dadurch, dass auf 
das relative Verhalten des Staates abgestellt wird. 
 
iii) Grundrechte als Leistungs- und Teilhaberechte 
Der Staat tritt dem Bürger nicht mehr nur in Form der Eingriffsverwaltung gegenüber, 
sondern zunehmend auch mit seinen sozialen Vorsorge- und Verteilungsfunktionen 
im Bereich der Leistungsverwaltung. Eine mehr sozialstaatliche Grundrechtstheorie 
geht davon aus, dass auch die Freiheitsgrundrechte nicht nur Abwehrrechte, sondern 
auch Ansprüche beinhalten. Es wird unterschieden zwischen derivativen 
Teilhaberechten und originären Teilhaberechten. 
 
iv) Grundrechte als objektive Wertordnung 
Vom Bundesverfassungsgericht und ihm folgend von der herrschenden Lehre wird 
eine objektiv- rechtliche Seite der Grundrechte im Sinne einer Wertordnung 
anerkannt, die an den Grundrechten orientiert ist. 
 
v) Grundrechte als Einrichtungsgarantien 
Unter Institutsgarantie versteht man die Verbürgerung eines Rechtsinstituts des 
Privatrechts z.B Art. 6 I GG (Ehe), 7 IV GG (Privatschulen) und 14 I GG (Eigentum 
und Erbrecht). Institutionelle Garantieren verbürgen ein Rechtsinstitut des 
öffentlichen Rechts, z.B Art. 7 III S. 1 GG (Religionsunterricht an öffentlichen 



Schulen), 33 V GG (Berufsbeamtentum) 
 
vi) Grundrechte als Verfahrens- und Organisationsrechte 
Danach sollen die Grundrechte eine den Grundrechtsschutz effektuierende 
Organisations- und Verfahrensgestaltung gewähren.  
 
 
3) Bereiche, in denen Grundrechtskollisionen stattfinden können 
 
Aus der Abwehrfunktion (i) und der Funktion als Leistungs- und Teilhaberechte (iii) 
ergeben sich zwei Bereiche, in denen möglicherweise Grundrechtskollisionen 
auftreten können.  
 
Grundrechte können im Verhältnis "Bürger zu Bürger" aufeinandertreffen. Die 
Grundrechtsverwirklichung des einen könnte in das Grundrecht des anderen 
unmittelbar eingreifen. Aber auch im sich aus der Leistungsverwaltung ergebenden 
Dreiecksverhältnis "Bürger-Staat-Bürger" kann es zu Grundrechtskollisionen 
kommen, nämlich in den Fällen, in denen der Staat einem Bürger eine Leistung 
gewährt und dadurch einen anderen Bürger zur Einschränkung seines Grundrechts 
zwingt. 
 
 
4) Abgrenzung : 
"Grundrechtskonkurrenz" und "Grundrechtskollision" 
 
Eine Grundrechtskonkurrenz liegt vor, wenn ein Verhalten in den Schutzbereich 
mehrerer Grundrechte desselben Grundrechtsträgers fällt. Es handelt sich also um "die 
Fälle, in denen sich ein Bürger zugleich auf mehrere Freiheitsrechte berufen kann" , 
mithin um ein Nebeneinander von verschiedenen Grundrechten in der Person 
einunddesselben Grundrechtsträgers. Eine Grundrechtskonkurrenz liegt nicht vor, 
wenn unter den Grundrechtsnormen eine Spezialnorm ist, die die anderen 
Grundrechtsnormen verdrängt. 
 
Von Grundrechtskollision spricht man, wenn zwei durch Grundrechte geschütze 
Rechtsgüter verschiedener Personen zusammenstoßen. „Bei der Grundrechtskollision 
geht es um Handlungen oder Integritäten verschiedener Personen, also um 
Rechtsgüterkollisionen.“ D.h grundrechtlich geschützte Rechtspositionen 
verschiedener Personen stoßen aufeinander. 
 
 
 
 
 
 
 
TEIL II: 
 
A. Die Lehre von der mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte 
 
Es stellt sich zunächst die Frage, ob Grundrechte überhaupt im Verhältnis der Bürger 



untereinander, also im privatrechtlichen Bereich, wirken. "Es ist verfassungsrechtlich 
unhaltbar, die Drittwirkung der Grundrechte schon "a limine" zu leugnen, etwa weil 
der historischen Entwicklung nach die Grundrechte nur Abwehrrichtung gegen die 
Staatsgewalt hätten oder weil zwischen subjektiven öffentlichen Rechten und 
subjektiven Privatrechten eine dogmatische Beziehungslosigkeit bestehe."  
 
Es gibt Fälle, in denen zweifelsfrei eine unmittelbare Drittwirkung gegeben ist, zum 
Beispiel Art. 9 III Satz 2 GG. 
 
Die Bindung der Privatrechtsgesetzgebung an die Grundrechte hat zur Folge, dass bei 
der Auslegung und Anwendung des Privatrechts, die Festlegungen, die durch die 
Grundrechte getroffen sind, beachtet werden müssen. In den Fällen der 
Privatautonomie, stellt sich die Frage, ob diese (Privatautonomie) unmittelbar der 
Bindung durch Grundrechte unterliegt. "Nur wenn eine Abwägung ergibt, dass die 
Privatautonomie nach den Umständen des Einzelfalles hinter einer bestimmten 
grundrechtlichen Garantie zugunsten eines Dritten zurückzutreten hat, können die 
Grundrechte im Privatrechtsverkehr eine Wirkung erlangen" . Diese vorausgesetzte 
Abwägung wird als mittelbare Drittwirkung der Grundrechte bezeichnet. Eine große 
Rolle spielt in solchen Fällen die sogenannte Wechselwirkungslehre, die das 
Bundesverfassungsgericht entwickelte , wonach das beschränkende Gesetz seinerseits 
wieder im Lichte des Grundrechts auszulegen und in seiner diese Grundrechte 
beschränkende Wirkung wieder selbst einzuschränken ist. Demnach können sich 
Grundrechte nicht nur gegen die öffentliche Gewalt, aber auch gegen Dritte richten. 
Folglich können auch die Grundrechte in einer Privatrechtsbeziehung miteinander 
kollidieren.  
 
Damit diese Kollisionen übersichtlicher sind, müssen wir zwischen Kollisionen von 
Grundrechten mit geschriebenem Gesetzesvorbehalt und von Kollisionen vorbehaltlos 
gewährter Grundrechte unterscheiden. 
 
 
B. Arten der geschriebenen Grundrechtsschranken 
 
Erfolgt im Schutzbereich des Grundrechts eine Beeinträchtigung, muss diese 
Maßnahme noch nicht verfassungswidrig sein, vielmehr kann der Eingriff auf 
verschiedene Arten gerechtfertigt sein. Die meisten Grundrechte sind schon nach dem 
Wortlaut des Grundgesetzes nicht schrankenlos gewährt, sondern einschränkbar. "Mit 
Vorbehalt des Gesetzes wird das Erfordernis einer besonderen gesetzlichen Grundlage 
für ein Handeln der Verwaltung bezeichnet." Dabei kennt das Grundgesetz einfache 
und qualifizierte Gesetztesvorbehalte.  
 
1) Einfacher Gesetzesvorbehalt 
Grundrechte mit einfachem Gesetzesvorbehalt sind ihrem Wortlaut nach leicht 
einschränkbar, verlangt wird nur, dass der Eingriff durch ein Gesetz oder Aufgrund 
eines Gesetzes erfolgt. Bsp.: Art. 2 II S. 3 GG, Art. 8 II GG, Art. 10 II S. 1 GG  
 
2) Qualifizierter Gesetzesvorbehalt 
Qualifizierte Gesetzesvorbehalte lassen eine Beeinträchtigung des Grundrechts nur 
zu, wenn das einschränkende Gesetz bestimmten, näher spezifizierten Anforderungen 
genügt bzw. bestimmten Zwecken dienen soll. Bsp.: Art. 5 II GG, Art. 6 III GG, Art. 



11 II GG 
 
 
 
C. Vorbehaltlos gewährte Grundrechte 
 
Bei den vorbehaltlos gewährten Grundrechten bestehen nach dem Wortlaut des 
Grundgesetzes gerade überhaupt keine Schranken und damit Beschränkungs-
möglichkeiten, das heißt, diese Gruppe von Grundrechten, "enthält keine 
ausdrücklichen Gesetzesvorbehalte, Art. 4 I, II GG und Art. 5 III GG" . Gleichwohl 
ist leicht einsichtig, dass eine uneingeschränkte Ausübung dieser Grundrechte nicht 
immer zugelassen werden kann.  
 
Das Bundesverfassungsgericht und die herrschende Lehre gehen deshalb davon aus, 
dass auch diesen Grundrechten verfassungsimmanente Schranken aus anderen 
Vorschriften der Verfassung gesetzt sind. "Bei der Anwendung solcher 
verfassungsimmanenter Schranken ist allerdings Zurückhaltung und Vorsicht geboten, 
um nicht die unterschiedliche Gewährleistung von Grundrechten ohne Vorbehalt und 
Grundrechten mit einfachen bzw. qualifizierten Vorbehalten zu unterlaufen."  
 
 
 
 
 
 
 
D. Grundrechtskollisionen im Verhältnis „Bürger – Bürger“ 
 
1) Kollision von vorbehaltlos gewährten Grundrechten 
 
 Art. 5 III⌠i) Art. 1 I GG  GG 
 
Zwei solche Grundrechte sind Art. 1 I GG und Art. 5 III GG. Die Garantie der 
Menschenwürde unterliegt keinen Schranken ("unantastbar"), "daraus ergibt sich 
nicht nur für die Staatsgewalt, sondern auch für jedermann die Pflicht, die 
Menschenwürde anderer zu achten" , so dass jeder Eingriff eine Verletzung darstellt.  
 
Art. 5 III GG ist seinem Wortlaut nach grenzenlos gewährt. Nach dem 
Bundesverfassungsgericht und der herrschende Lehre ist insbesondere ein Rückgriff 
auf die Schranken des Art. 5 II GG oder die des Art. 2 I GG abzulehnen. Ebenso ist 
eine Schrankenübertragung kraft Grundrechtskonkurrenz abzulehnen. 
 
 
 
Im sogenannten "Mephisto – Fall" kollidieren die beiden obengenannten Grundrechte.  
 
Sachverhalt: 
Es geht um das von Klaus Mann 1936 verfasste Buch "Mephisto – Roman einer 
Karriere". Dieser Roman handelte von einem Schauspieler, der um zu Ruhm zu 
gelangen, mit den nationalsozialistischen Machthabern einen Pakt abschließt. Klaus 



Mann hatte einen Schwager, nämlich den Generalintendanten Gustav Gründgens, der 
als Vorbild der Figur in seinem Roman diente. Obwohl der Roman zahlreiche 
erfundene Einzelheiten beinhaltete, entging dem informierten Leser nicht, dass G. 
Gründgens, der inzwischen schon verstorben war, das Vorbild war. Der Adoptivsohn 
des G.G. sah in der Veröffentlichung des Romans einen Verstoß gegen die 
Menschenwürde seines Adoptivvaters. Deshalb forderte er, dass der Roman von dem 
Verleger V nicht veröffentlicht wird, auf Grundlage des § 823 I BGB. V berief sich 
auf Art. 5 II GG auf die Kunstfreiheit. Das OLG und der BGH gaben der Klage des 
Adoptivsohns statt. Dagegen erhob der Verleger Verfassungsbeschwerde vor dem 
Bundesgerichtshof. 
 
Lösung: 
§ 823 I BGB ist eine privatrechtliche Vorschrift. Nach der Lehre von der mittelbaren 
Drittwirkung kommen die Grundrechte über eine Generalklausel zur Anwendung. § 
823 I BGB enthält so eine Generalklausel (" ein sonstiges Recht eines anderen"). Über 
diese Generalklausel finden die geltend gemachten Grundrechte Art. 1 I GG und Art. 
5 III GG Anwendung.  
 
Wie schon oben erwähnt ist sowohl Art. 1 I GG als auch Art. 5 III GG grenzlos 
gewährt. 
 
Der Schutzbereich des Art. 1 I GG sichert G. Gründgens die Menschenwürde auch 
nach seinem Tod und Art. 5 III GG "schützt neben der eigentlichen künstlerischen 
Tätigkeit, dem sogenannten Werkbereich, auch die Vermittlung des Kunstwerks an 
Dritte, den sogenannten Wirkbereich." Art. 5 III GG kann nicht durch § 823 I BGB 
beschränkt werden. Das bedeutet, dass sich die beiden Grundrechte aufeinander 
bewegen. Das eine Grundrecht kann nicht realisiert werden, ohne dass das andere 
Grundrecht massiv eingeschränkt wird. Also liegt eine Grundrechtskollision vor. 
 
Somit bleibt hier nur der Rückgriff auf die praktische Konkordanz (siehe weiter 
unten, Teil IV), beziehungsweise auf kollidierendes Verfassungsrecht. 
 
 
ii)  Art. 4 I GG⌠Art. 2 I GG  
 
Durch Art. 2 I GG ist nach ganz herrschender Meinung die allgemeine 
Handlungsfreiheit im Sinne eines "Tun und Lassens, was man will" grundsätzlich 
geschützt. Art. 2 I GG schützt als Teilbereich der allgemeinen auch die wirtschaftliche 
Handlungsfreiheit, deren Einschränkung den Bürger besonders häufig trifft. 
Wichtigste Schranke des Art. 2 I GG ist die der verfassungmäßigen Ordnung, die 
Gesamtheit der Normen, die formell und materiell verfassungsmäßig sind. Die Rechte 
anderer und das Sittengesetz haben keine eigenständige Bedeutung.  
Gerade aber im Bereich der allgemeinen Handlungsfreiheit, ist eine Kollision mit 
anderen Rechten leicht möglich und kann eine große Rolle bei der Abwägung spielen 
 
"Innerhalb der Gruppe der Freiheitsrechte, die geistige Freiheit und freie Teilnahme 
am politischen Leben als Grundvoraussetzungen personaler Entfaltung und 
freiheitlicher demokratischer und rechtsstaatlicher Grundordnung gewährleisten, 
schützt Art. 4 GG das Kernstück dieser Freiheit: die Freiheit des Glaubens, des 
weltanschaulichen Bekenntnisses und des Gewissens." Art. 4 I ist schrankenlos 



gewährleistet. Ein Problem ist, wie das dem Wortlaut nach schrankenlos gewährte 
Grundrecht eingeschränkt werden kann. Die herrschende Meinung geht auch hier von 
einer Einschränkungsmöglichkeit nur durch kollidierendes Verfassungsrecht aus. 
 
Ein Fall aus der Rechtsprechung in dem die oben genannten Grundrechte zur 
Anwendung kommen, ist der sogenannte "Strobo – Fall"  
 
Sachverhalt: 
Eine Gruppe von Stromabnehmern wollte den Energieversorger davon abhalten aus 
Kernkraft gewonnene Energie zu liefern. Deshalb führte sie einen Stromboykott 
durch, indem sie eigenmächtig ihre Stromrechnung um 10% kürzte. Das 
Unternehmen, das den Strom versorgte, sperrte daraufhin den Boykotteuren die 
Stromzufuhr.  
 
Lösung: 
Durch die Generalklausel des § 320 BGB "Treu und Glauben" finden die Grundrechte 
Art. 2 I GG und Art. 4 I GG Anwendung.  
 
Art. 2 I GG schütz hier die unternehmerische Freiheit des 
Energieversorgungsunternehmens und Art. 4 I GG die Gewissensfreiheit der Kunden. 
Die aus Art. 2 I GG gewährleistete Unternehmens – und Wettbewerbsfreiheit gibt 
dem einzelnen Unternehmer das Recht, sich durch freie Leistungskonkurrenz auf dem 
Markt gegenüber anderen durchzusetzen.  
 
Auf der anderen Seite gewährleistet die Gewissensfreiheit dem Berechtigten ein 
inneres Bewußtsein von sittlichen Wert oder Unwert des eigenen Verhaltens. Weder 
der Unternehmer noch die Kunden können ihr Grundrecht verwirklichen, ohne in das 
andere einzugreifen. Also liegt eine Grundrechtskollision vor. 
 
In diesem Fall ist allerdings die Handlung der Kunden rechtswidrig, denn sie haben 
eigenmächtig ihre Stromrechnung um 10% gekürzt. Eine Handlung kann nicht 
gleichzeitig rechtswidrig und auch grundrechtsgemäß sein. Die Stromabnehmer haben 
die zulässige Grenze der Grundrechtsausübung überschritten. 
 
Deshalb ist die Grundrechtskollision zwischen Art. 2 I GG (Unternehmensfreiheit) 
und Art. 4 I GG ( Gewissensfreiheit ) zugunsten der Unternehmensfreiheit zu lösen. 
 
 
2) Kollision eines Grundrechts mit vorbehaltlos gewährten Schutzbereich mit einem 
Grundrecht mit Gesetzesvorbehalt 
 
 Art. 2 I GG⌠Art. 8 I GG  
 
Art. 8 I GG schützt nur die Versammlungsfreiheit aller Deutschen. Geschützt ist das 
Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln. "Versammlung ist nicht jede 
beliebige Zusammenkunft von Menschen, sondern nur eine Zusammenkunft, die der 
Meinungsbildung im Sinne des Art. 5 I GG dient, gleichgültig, ob es sich um eine 
öffentliche oder nicht - öffentliche Versammlung, um eine Kundgebung, eine 
Demonstration oder eine Diskussionsversammlung, um eine Zusammenkunft in 
geschlossenen Räumen, unter freiem Himmel oder um einen Aufzug handelt." 



Geschütztes Verhalten ist die Veranstaltung der Versammlung inklusive der Fragen 
über Ort und Zeit, aber auch schon die Vorbereitung der Anreise zur Versammlung. 
Sie ist jedoch nur geschützt, wenn sie friedlich und ohne Waffen abläuft.  
 
Waffen sind solche nach § 1 WaffenG, aber auch sonstige gefährliche Gegenstände, 
die mit aggressiver Intention mitgeführt werden. 
 
Friedlich ist eine Versammlung, die keinen gewalttätigen oder aufführerischen 
Verlauf nimmt und bei der keine körperliche Handlungen von eigener Gefährlichkeit 
auftreten. 
 
 
 
Art. 8 II enthält einen Gesetzesvorbehalt für Versammlungen unter freiem Himmel. 
Neben anderen Gesetzen, wie das Strafrecht oder das allgemeine Polizeirecht ist das 
zentrale Gesetz zur Regelung von Versammlungen, das Versammlungsgesetz 
(VersG). Außerdem kann die Versammlungsfreiheit durch Gesetze für den Wehr- und 
Ersatzdienst für deren Angehörige eingeschränkt werden, Art. 17a I GG 
 
Der Schutzbereich des Art. 2 I GG auf der anderen Seite, wird durch die Gesamtheit 
der Normen, die formell und materiell der Verfassung gemäß sind, bestimmt und 
durch sie eingeschränkt oder erweitert. Davon ausgenommen sind die von Art. 2 I GG 
geschützte Unternehmensfreiheit, sowie die geschützte persönliche Ehre. Das heißt, 
dass sich der Schutzbereich des Art. 2 I GG ständig ändert.  
 
Ein Fall aus der Rechtsprechung, in dem die beiden Grundrechte aufeinandertreffen 
ist der sogenannt "Sitzstreik – Fall".  
 
Sachverhalt: 
Es handelt sich dabei um Kölner Schüler und Studenten, die einen Sitzstreik 
durchführten, um gegen die Preiserhöhung der Kölner Verkehrsbetriebe zu 
demonstrieren. Dabei setzten sie sich auf die Straßenbahnschienen und störten 
dadurch den Verkehr erheblich. Die vorhergesehene Demonstrationszeit wurde 
überschritten, und der BGH hatte zu entscheiden, ob sich der Verantwortliche A der 
Nötigung gemäß § 240 StGB strafbar gemacht hat, oder ob sein Verhalten noch von 
Art. 8 I GG gedeckt war. 
 
Wie wäre aber der Fall, wenn, in einer von den durch die Sitzblockade behinderten 
Straßenbahn, der Geschäftsmann G sitzen würde, und aufgrund der Verspätung er 
einen wichtigen Termin verpassen würde? Durch den verpassten Termin würde auch 
finanzieller Schaden entstehen. 
 
Lösung: 
Der Geschäftsmann G könnte gegen A einen Anspruch aus § 823 I BGB haben. 
Durch die Generalklausel des § 823 I BGB finden die Grundrechte des A und des G 
Anwendung. In Frage kommt für A der Art. 8 I GG, also das Recht auf Durchführung 
einer Demonstration und für G der Art. 2 I GG, also sein Recht auf allgemeine 
Handlungsfreiheit, in diesem Fall sein Recht weiterfahren zu dürfen. Es sähe so aus, 
als ob es zu einer Grundrechtskollision dieser beiden Grundrechte käme. Es trifft Art. 
8 I GG, also ein Grundrecht das einen fest umrissenen Schutzbereich hat, auf Art. 2 I 



GG, der einen offenen Schutzbereich in den Fällen der allgemeinen Handlungsfreiheit 
hat.  
Zu einer Grundrechtskollision kommt es in diesem Fall nicht, denn Art. 8 I GG ist ein 
spezielleres Grundrecht und es schränkt automatisch Art. 2 I GG ein. 
 
Anders jedoch wäre die Lösung, wenn die Sitzblockade tagelang angehalten hätte, 
und dadurch die Fortbewegungsfreiheit der Kunden der Verkehrsbetriebe 
eingeschränkt würde. 
 
Art. 2 I GG darf durch andere Grundrechte nicht überverhältnismäßig einbeschränkt 
werden, so dass das Grundrecht nicht mehr effektiv sein kann. Das könnte hier der 
Fall sein, wenn die Sitzblockade über mehrere Tage lang andauert. 
 
 
 
3) Kollision zweier Grundrechte mit offenem Schutzbereich, bzw mit 
Gesetzesvorbehalt.  
 
 Art. 2 I GG⌠Art. 2 I GG  
 
Eine alltägliche Situation, bei der die allgemeine Handlungsfreiheit des einen, auf die 
allgemeine Handlungsfreiheit des anderen triff, ist folgende: 
 
Sachverhalt 
Der Autofahrer A fährt die Straße S entlang, während er einen leeren Parkplatz sucht, 
um sein Auto dort zu parken. Schließlich findet er eine Parklücke, doch gleichzeitig 
hat auch Autofahrer B diese entdeckt. Beide steuern fast gleichzeitig auf die 
Parklücke zu und versperren sich gegenseitig den Weg. 
 
Lösung: 
Ein spezielles Grundrecht, das das Benutzen von Kraftfahrzeugen und deren 
ordnungsgemäßes Abstellen garantiert, gibt es nicht. Art. 2 I GG hat eine 
Auffangfunktion für nicht speziell geschützte Tätigkeiten. Also kommt hier Art. 2 I 
GG in Betracht sowohl für A, als auch für B. Nach der Lehre von der mittelbaren 
Drittwirkung der Grundrechte, brauchen wir eine Generalklausel durch die die 
Grundrechte in Anwendung kommen. In diesem Fall kommt das gesamte 
Straßenverkehrsrecht in Betracht und insbesonders § 1 I und II StVO. Demnach ist 
gegenseitige Rücksicht erforderlich so dass, kein Verkehrsteilnehmer mehr als 
erforderlich belästigt oder behindert wird. 
 
Die Straßenverkehrsordnung ist Bestandteil der verfassungsmäßigen Ordnung im 
Sinne des Art. 2 I GG und beschränkt dessen Schutzbereich. Auf der anderen Seite 
wird auch § 1 StVO von den Grundrechten beeinflußt. 
 
Da beide Autofahrer in diesem Fall das gleiche Interesse haben, nämlich ihr Auto in 
die Parklücke zu parken, kommt es zu einer Grundrechtskollision. 
Die Grundrechte des A und B aus Art. 2 I GG stehen sich gleichwertig gegenüber, 
nicht wie im "Sitzblockade – Fall", wo Art. 2 I GG untergeordnet bzgl. Art. 8 I GG 
war. 
 



Jedoch ist hier die Grundrechtskollision nicht mit der praktischen Konkordanz, 
sondern mit § 12 III S.1 1.HS StVO zu lösen, wonach derjenige an einer Parklücke 
Vorrang hat, der sie zuerst unmittelbar erreicht. 
4) Zwischenergebnis: 
 
Ausgehend von der Lehre der mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte haben wir 
festgestellt, dass die Grundrechte auch im Verhältnis der Bürger untereinander, also 
im Verhältnis "Bürger – Bürger", zur Anwendung kommen.  
 
Grundrechtskollisionen können stattfinden, wenn zwei Grundrechte mit vorbehaltlos 
gewährtem Schutzbereich aufeinandertreffen, wie zum Beispiel Art. 1 I GG mit Art. 5 
III GG. Gleiches gilt, wenn Grundrechte mit offenem Schutzbereich 
aufeinandertreffen, wie zum Beispiel Art. 2 I GG mit Art. 2 I GG. 
 
Auf der anderen Seite aber, führt das Aufeinandertreffen eines Grundrechts, das 
vorbehaltlos gewährleistet ist, mit einem Grundrecht mit offenem Schutzbereich, 
nicht zu einer Grundrechtskollision, wie es im Falle des Art. 8 I GG mit Art. 2 I GG 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
TEIL III: 
 
Grundrechtskollisionen im Verhältnis "Bürger - Staat – Bürger" 
 
Da die Grundrechte auch eine Teilhabefunktion (siehe Teil I ) haben, können sich im 
Rahmen der Leistungsverwaltung Grundrechtskollisionen ergeben. Dies geschiet im 



Dreiecksverhältnis "Bürger – Staat – Bürger", besonders im Beamtenrecht, im 
Subventionsrecht und im öffentlichen Bau – Nachbarrecht, wo ein Bürger durch eine 
staatliche Leistung einen Vorteil erlangt hat und gleichzeitig wird ein anderer Bürger 
dadurch benachteiligt. 
 
 
A. Grundrechtskollisionen im Beamtenrecht: 
 
Eine Grundrechtskollision könnte vorliegen, wenn sich zwei Menschen mit den 
gleichen Qualifikationen um dieselbe Arbeitsstelle bewerben. 
 
⌠Art. 33 II, III GG  Art. 33 II, III GG 
 
Situation: 
A ist Beamter des Freistaats Bayern und als Lehrer an einer Realschule tätig. An der 
Schule ist die Stelle eines Realschulkonrektors zu besetzen. Um diese Ernennung hat 
sich neben A auch E beworben. Beide Bewerber weisen nach ihren dienstlichen 
Beurteilungen die gleichen Qualifizierungen auf. A erfährt, dass das am 
Ernennungsverfahren beteiligte Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, die Empfehlung ausgesprochen hat E zu bevorzugen. Um zu verhindern, dass 
die Stelle in unzulässigerweise besetzt wird, beantragt A beim zuständigen VG, dem 
Freistaat Bayern die geplante Ernennung von E im Wege des Eilverfahrens zu 
untersagen. 
 
Lösung: 
Art. 33 II GG gewährt jedem Deutschen einen Anspruch auf die gleiche Chance 
seiner Bewerbung, indem der Dienstherr verpflichtet wird, die Auswahlentscheidung 
nur anhand der hierfür zugelassenen Gesichtspunkte, nämlich Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung, zu treffen. Ergänzend zu dieser Positivliste der zulässigen 
Auswahlkriterien nennt Art. 33 III GG weitere Kriterien, die bei der Auswahl der 
Bewerber nicht berücksichtigt werden dürfen. Art. 33 II GG garantiert die 
Gleichbehandlung der Bewerber. 
 
Hierbei ist zu bedenken, dass die in Art. 12 I GG garantierte Berufsfreiheit durch Art. 
33 II GG wegen des Organisationsinteresses der Verwaltung für den Bereich des 
öffentlichen Dienstes modifiziert wird. 
 
Sowohl A als auch E sind gleich qualifiziert. Dadurch, dass der Freistaat sich für E 
entschieden hat, hindert gleichzeitig den A an der Verwirklichung seines Rechts. Die 
Garantien von A und E aus Art. 33 II, III GG stehen sich feindlich gegenüber. Also 
Grundrechtskollision. 
 
Art. 33 II GG regelt nur die Voraussetzungen für die Bewerbung um ein öffentliches 
Amt, gewährt aber kein subjektives Recht auf Übernahme in ein solches Amt. Die 
Entscheidung für den einen oder den anderen der beiden zur Auswahl stehenden 
Bewerber, kann nur im Ermessen der Einstellungsbehörde liegen, da die beiden 
identische Eignung haben. Der Einstellungsbehörde wird ein Raum zur Verfügung 
gestellt, in dem sie sich bewegen kann. Diese Grundrechtskollision kann nur zu 
Gunsten des einen und zu Ungusten dews anderen gelöst werden. 
 



 
B. Grundrechtskollisionen im öffentlichen Bau - Nachbarrecht 
 
Im Bereich des öffentlichen Baurechts können Kollisionen stattfinden, wenn einem 
Bürger eine Baugenehmigung erteilt wird und dadurch sein Nachbar in einem seiner 
Grundrechte eingeschränkt wird. 
 
 Art. 14 I GG⌠i) Art. 14 I GG  
 
Art. 14 GG enthält keine Einschränkungen hinsichtlich des geschützten 
Personenkreises, ist also ein Jedermanns-Grundrecht. Der Gesetzgeber legt 
verbindlich fest, was Eigentumsschutz genießt. "Schutzfähiges Eigentum im Sinne 
des Art. 14 sind alle eigentumsfähigen Positionen in ihrem konkreten Bestand, wobei 
Innehabung, Nutzung und Verfügung geschützt werden."  
 
Aus dem von Art. 14 GG geschützten Eigentum an einem Grundstück erwächst das 
Recht auf Baufreiheit. Zur Verhinderung eines städtebaulich unerwünschten 
Zustandes, der entstehen könnte, wenn jeder wo und wie er will bauen könnte, ist 
diese Freiheit einer Baugenehmigung unterworfen. Das Baugenehmigungserfordernis 
stellt somit ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt dar. Mit der 
Baugenehmigung wird das Recht eröffnet, die sich aus den Bauvorlagen ergebende 
bauliche Anlage herzustellen und für den dort vorhergesehenen Zweck zu nutzen.  
 
Sachverhalt: 
A und B sind Nachbarn. B beantragt bei der zuständigen Behörde eine 
Baugenehmigung für die Errichtung einer Garage, an der Grenze zum Grundstück des 
A mit Freigabe des Bauwiches. Die Genehmigung wurde erteilt und die Garage 
gebaut. 
 
Gemäß Art. 14 I GG steht es B zu, sein Grundstück zu bebauen. Wenn der B aber sein 
Grundstück baulich nutzt, könnte es möglich sein, dass er dadurch das 
Eigentumsrecht seines Nachbarn verletzt. Damit aber der Eingriff das Eigentumsrecht 
des Nachbarn verletzt, muss dieser nachhaltig sein und die vorgegebene 
Grundstückssituation derart verändern, dass der Nachbar schwer und unerträglich 
getroffen wird.  
 
Durch die Freigabe des Bauwiches wurde sowohl die Baufläche des B als auch die 
des A erweitert. Da B den Bauwich baulich nutzt, hat A eine Duldungspflicht 
bezüglich dieser baulichen Nutzung. Diese Duldungspflicht stellt einen Eingriff in die 
Eigentumsgarantie dar, wenn der Nachbar durch die Freigabe keinen Vorteil mehr 
erlangt, denn er hat sein Grundstück derart eingerichtet, weil er auf die Beibehaltung 
des Grenzabstandes vertraut hat. Der Eingriff ist somit nachhaltig und trifft den 
Nachbarn schwer und unerträglich. 
 
Also stehen sich in diesem Fall Art. 14 I GG und Art. 14 I GG gegenüber. 
 
Lösung: 
Der Eingriff in die Eigentumsfreiheit des A, ist ein Eingriff mit enteignender 
Wirkung. "Die Enteignung stellt eine besonders schwere Eigentumsbeeinträchtigung 
dar und ist nur unter den strengen Voraussetzungen des Abs. 3 zulässig, während sich 



die Zulässigkeit der Eigentumsbindung und der sonstigen Eigentums-
beeinträchtigungen gemäß. Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 bestimmt."  
 
Jedoch ist dieser Eingriff keiner im Sinne des Art. 14 III GG, weil eine 
Junktimklausel fehlt. "Das Gesetz muss Art und Ausmaß der Entschädigung regeln 
("Junktimklausel")" Deshalb ist der Eingriff rechtswidrig. Dass bedeutet in diesem 
Fall, dass das Grundrecht des A - seine Eigentumsgarantie aus Art. 14 I GG- der 
Eigentumsgarantie des B aus Art. 14 I GG überlegen ist, obwohl B eine rechtmäßig 
erteilte Baugenehmigung besitzt. 
 
 Art. 14 I GG⌠ii) Art. 2 II GG  
 
Art. 2 II S. 1 GG schützt das Recht auf Leben, d.h. das Recht zu leben i.S.d. 
körperlichen Daseins und beginnt schon vor der Geburt, und die körperliche 
Unversehrtheit, was zum einen Gesundheit im biologisch – physischen Sinn bedeutet, 
aber auch psychisch-seelisches Wohlbefinden. Dieses Recht kann aufgrund eines 
Gesetzes eingeschränkt werden. 
 
Sachverhalt: 
In einem Ortsteil der Stadt A befindet sich ein Waldstück, das unter 
Landschaftsschutz steht. Die Stadt hat vor die gesamte geschützte Fläche einer 
gewerblicher Nutzung zuzuführen. Das Landratsamt erteilt der Firma F, die Erlaubnis, 
ein gewerbliches Bauvorhaben durchzuführen. An dieses Gebiet angrenzend liegt das 
Grundstück des N. N nutzt das Waldgebiet um spazieren zu gehen, was er wiederum 
für seine Gesundheit tut. 
 
N könnte durch die Änderung des Waldstücks in ein Gewerbegebiet in seinem Recht 
aus Art. 2 II GG beeinträchtigt sein. N könnte das Waldgebiet nicht mehr für seine 
Spaziergänge nutzen und folglich wäre seine Gesundheit beeinträchtigt. Also könnte 
die sich aus Art. 14 I GG ergebene Baufreiheit der Firma F, mit den 
höchstpersönlichen Rechtsgütern aus Art. 2 II GG kollidieren. 
 
Lösung: 
N könnte in seinen von Art. 2 II S. 1 GG geschützten höchstpersönlichen Rechtsgüter 
beeinträchtigt sein. Problematisch ist allerdings die Bestimmung des Rechtsgutes 
"Gesundheit" und des entsprechenden Eingriffes in dessen Schutzbereich, sowie auch 
die Tatsache, dass zahlreiche Vorgänge zu einer Gesundheitsbeeinträchtigung führen, 
die aber gerechtfertigt sind. 
Maßgebend ist aber in diesem Fall, dass diese zwei Grundrechte kollidieren können. 
 
 Art. 14 I GG⌠iii) Art. 2 I GG  
 
Da im Baurecht meistens die spezielleren Vorschriften Anwendung finden, wie zum 
Beispiel Art. 14 I GG und Art. 2 II GG, ist Art. 2 I GG nicht einschlägig.  
 
 
C. Grundrechtskollision im Subventionsrecht 
 
Auch im Subventionsrecht, wo ein Bürger eine Subventionsleistung vom Staat 
bekommt, während ein anderer diese nicht erhält, könnten Kollisionen zweier 



Grundrechte stattfinden. "Die öffentlichen Finanzhilfen, die als Subventionen an 
Unternehmen oder sonstige Anbieter von Waren oder Dienstleistungen vergeben 
werden, verfolgen im Regelfall strukturpolitische Ziele"  
 
i) Art. 14 I GG  
 
Im Falle, wo ein Bürger eine Subventionsleistung erhält und ein anderer keine, muss 
man zwischen der Eigentumsgarantie des Subventionsbegünstigten und die des 
Subventionsbenachteiligten unterscheiden. 
 
Eigentumsgarantie des Subventionsbegünstigten 
Die Eigentumsgarantie des Begünstigten aus Art. 14 I GG könnte mit dem Grundrecht 
des Benachteiligten aus Art. 2 I GG, nämlich der garantierten Wettbewerbsfreiheit, 
kollidieren. Der Begünstigt hat einen Anspruch auf die Subventionierung, wenn er 
verschiedene Mittel aufgewendet hat, um die erwartete Subvention zu verwenden. 
 
Eigentumsgarantie des Subventionsbenachteiligten 
Dadurch, dass der Begünstigte in seiner Markposition gestärkt wurde und der 
Benachteiligte wegen des Wettbewerbs in Konkurs gefallen ist, rechtfertigt keine 
Verletzung des Eigentums. Ihm wurde kein subjektives Recht entzogen, sondern seine 
Chancengleichheit eingeschränkt oder beseitigt. Der von der Subvention verursachter 
enteignungsgleicher Eingriff, fällt nicht unter Art. 14 GG, d.h eine Kollision liegt 
nicht vor. 
 
ii) Art. 5 III GG 
 
Dieser Artikel ist im Kollisionsrecht gut vorstellbar, besonders wenn es sich um eine 
Subventionierung einer Filmkunstgattung handelt, so dass eine andere Filmgattung 
vom Markt verdrängt wird.  
 
iii) Art. 3 I GG 
 
Nach dem Wortlaut des Art. 3 I GG ("vor dem Gesetz") richtet sich der 
Gleichheitssatz nur an Verwaltung und Rechtsprechung, aber es ist völlig 
unumstritten, dass dadurch auch die Legislative gebunden ist. Grundrechtsträger sind 
alle natürlichen Personen. "Der Schutzbereich des Art. 3 I GG ist betroffen, wenn 
wesentlich Gleiches ungleich behandelt wird. Darüber hinaus sieht das BverfG einen 
Verstoß auch in der Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem."  
 
Durch die Subventionen werden einzelne Marktteilnehmer oder –gruppen begünstigt. 
Jedoch hat der Staat innerhalb der Leistungsverwaltung einen großen 
Ermessensspielraum. Dass bedeutet, dass bei der Gewährung von Subventionen Art. 3 
I GG keine große Rolle spielt. 
 
iv) Art. 2 I GG 
 
"Aus Art. 2 I GG ist als besondere Konkretisierung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Betätigungsfreiheit neben der Vertragsfreiheit die Freiheit selbstverantwortlicher 
unternehmerischer Disposition abgeleitet worden." Durch diese Freiheitsgarantie 
erfahren die unternehmerischen Entscheidungen "über den Einsatz der Betriebs und 



Investitionsmittel und über das Verhalten des Unternehmens im marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb ("Wettbewerbsfreiheit")".  
 
Der Staat greift in die Chancengleichheit des Berechtigten und Benachteiligten ein, in 
dem er durch die Subventionierung dem einen die Wettbewerbsfreiheit vergrößert und 
gleichzeitig dem anderen diese vermindert. Also kommt es durch die Verwirklichung 
der Wettbewerbsfreiheit des einen, zu einer Einschränkung der Wettbewerbsfreiheit 
des anderen. Eine Grundrechtskollision liegt vor. 
 
 
D. Zwischenergebnis 
 
Grundrechtskollisionen sind auch im Dreiecksverhältnis "Bürger – Staat – Bürger" 
denkbar und möglich. Dies ist der Fall, wenn der Staat einem Bürger die Ausübung 
seines Grundrechtes ermöglicht, aber gleichzeitig führt diese Gewährleistung zu der 
Beeinträchtigung des Grundrechts eines anderen. Speziell kann es zu solchen 
Kollisionen im Beamtenrecht, im Subventionsrecht und im öffentlichen Bau-
Nachbarrrecht kommen. Im Beamtenrecht, wenn ein Kanditat für die 
Beamtenernennung einem anderen Kanditaten mit denselben Qualifikationen, 
bevorzugt wird. Im Subventionsrecht, wenn durch die Leistung des Staates an einen 
Bürger, ein anderer Bürger in seinen Grundrechten eingeschränkt wird. Im 
öffentlichen Bau-Nachbarrecht, wenn ein Bürger, durch die Erteilung einer 
Baugenehmigung von der zuständigen Behörde an einen anderen Bürger, in seiner 
Grundrechtsausübung verhindert oder eingeschränkt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
TEIL IV: 
 



A) Grundsatz der praktischen Konkordanz 
 
Das Stichwort für die Lösung der Fälle, in denen eine Grundrechtskollision 
stattfindet, ist der "Grundsatz der praktischen Konkordanz". "Die Aufgabe praktischer 
Konkordanz erfordert die verhältnismäßige Zuordnung von Grundrechten und 
grundrechtsbegrenzenden Rechtsgütern." Das bedeutet, dass verfassungsrechtlich 
geschützte Rechtsgüter in der Problemlösung einander so zugeordnet werden, dass 
jedes von ihnen Wirklichkeit gewinnt. 
 
Es darf keine vorschnelle Güterabwägung oder abstrakte Wertabwägung eines 
Grundrechts auf Kosten des anderen Grundrechts stattfinden. Beiden Gütern müssen 
Grenzen gezogen werden, damit beide zu optimaler Wirksamkeit gelangen können. 
Diese Grenzen müssen im jeweiligen konkreten Fall verhältnismäßig sein. Die 
Grenzziehung darf nicht weiter gehen als notwendig ist. "Verhältnismäßigkeit 
bezeichnet in diesem Zusammenhang eine Relation zweier variabler Größen, und 
zwar diejenige, die jener Optimierungsaufgabe am besten gerecht wird, nicht eine 
Relation zwischen einem konstanten Zweck und einem oder mehreren variablen 
Mitteln"  
 
Jedoch ist diese Verhältnismäßigkeit nicht völlig frei von subjektiven Einflüssen. 
Diese subjektiven Einflüsse sind aber gering, da der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit bezüglich seiner Beurteilungskriterien durch Rechtssprechung 
und Lehre hinreichend konkretisiert ist. Verhältnismäßigkeit bedeutet Geeignetheit, 
Erforderlichkeit und Proportionalität einer Maßnahme. Geeignetheit ist gegeben, 
"wenn die Maßnahme geeignet ist, den mit ihr angestrebten Zweck auch tatsächlich 
zu erreichen" . Erforderlich ist dann eine Maßnahme, wenn "unter mehreren für die 
Verwirklichung des angestrebten Zwecks in Betracht kommenden, gleichermaßen 
geeigneten Maßnahmen die am geringsten belastende Maßnahme zu treffen" 
Außerdem darf die Belastung nicht unzumutbar sein. 
 
Die von der Verfassung vorgegebene Wertordnung, lässt vorrangige und nachrangige 
Rechtsgüter erkennen. Die Beurteilung sollte demnach unter Berücksichtigung dieser 
Wertordnung stattfinden. Das Recht auf Leben gemäß Art. 2 II S. 1 GG hat Vorrang 
vor dem Recht auf Eigentum gemäß Art. 14 I GG. Das Gleiche gilt auch für Art. 5 I 
GG im Verhältnis zu Art. 14 I GG. Es ist der Grundsatz "in dubio pro libertate " zu 
beachten bei der Güterabwägung. Dies ist natürlich möglich, wenn es sich bei der 
Abwägung um zwei Grundrechte handelt, die nicht auf der gleichen Stufe stehen. Das 
eine Recht muss laut Wertordnung einen höheren Rang haben.  
 
Falls beide Rechte gleichrangig sind, kommt es wiederrum zu einer Kollision. Ein 
Ausgleich dieses Konflikts ist nur dann zu erreichen, wenn man jedem 
Grundrechtsträger ein Abrücken von der vollen Verwirklichung seines Grundrechts 
zumutet. Dieses Abrücken soll aber nur bis zur Verwirklichung des anderen 
Grundrechts stattfinden. Der Kern der praktischen Konkordanz liegt in einem 
teilweisen Verzicht beider Grundrechtsträger auf die Grundrechtsausübung.  
 
In einer Gesellschaft kann die Ausübung meiner Grundrechte nur bis dahin reichen, 
wo die Rechte der anderen Mitglieder der Gesellschaft beginnen. Zweck dieser 
Abwägung ist es, die Grundrechte von ihrem Kollisionskurs abzubringen und sie 
nebeneinander parallel entfalten lassen. 



 
 
B. ERGEBNIS / ZUSAMMENFASSUNG 
 
Grundrechtskollisionen können, sowohl im Privatrecht, als auch im Verwaltungsrecht 
stattfinden. Im Privatrecht, nach der Lehre von der mittelbaren Drittwirkung der 
Grundrechte, durch die Generalklausel der jeweiligen Norm und im Verwaltungrecht, 
in der Leistungsverwaltung, und zwar im Dreiecksverhältnis "Bürger- Staat – 
Bürger". 
 
Die Lösung solcher Fälle von Grundrechtskollision erfolgt mit Hilfe der praktischen 
Konkordanz. "Diese sucht den verhältnismäßigen Ausgleich der gegenläufigen, 
gleichermaßen verfassungsrechtlich geschützten Interssen mit dem Ziel ihrer 
Optimierung" , d.h ein Vergleich zwischen den fraglichen Grundrechtsträgern. 
 
Wie man aus der ganzen Arbeit sehen kann, handelt es sich bei der Problematik der 
Grundrechtskollisionen nicht um ein praxisfremdes dogmatisches Thema. Es ist eine 
Problematik, der man durchaus im alltäglichen Leben begegnen kann. 
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